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der Gemeinde Nordstemmen fiir das Haushaltsjahr 2005
Aufgrund des § 84 der Niedersachsischen Gemeindeordnung

hat der Rat der Gemeinde Nordstemmen in seiner Sitzung am 2. Dezember 2004 folgende
Haushaltssatzung fir das Haushaltsjahr 2005 beschlossen:

§1

Der Haushaltsplan fur das Haushaltsjahr 2005 wird
im Verwaltungshaushalt

in der Einnahme auf 14.753.600 Euro
< in der Ausgabe auf 18.186.700 Euro
im Vermogenshaushalt
in der Einnahme auf 6.295.200 Euro
in der Ausgabe auf 6.295.200 Euro
festgesetzt.
§2

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen fur Investitionen und fir
InvestitionsférderungsmaBnahmen (Krediterméachtigung) wird auf 1.000.000 Euro festgesetzt.

§3
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermichtigungen wird auf 7.326.000 Euro festgeseizt.
§4

Der Héchstbetrag der Kassenkredite, die im Haushaltsjahr 2005 zur rechtzeitigen Leistung von
Ausgaben in Anspruch genommen werden darfen, wird auf

5.400.000 Euro
festgesetzt.

§5

Die Steuersitze firr die Realsteuern werden fur das Haushaltsjahr 2005 wie folgt festgesetzt:
1. Grundsteuer

a) firr die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 350 v.H.
b) fur die Grundstiicke (Grundsteuer B) 350 v.H.
2. Gewerbesteuer 350 v.H.

Nordstemmen, den 2. Dezember 2004

Gemeinde Nordst@men

gyt & I —
Karl-Heinz Bothmann
Biirgermeister
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Die vorstehende Haushaltssatzung fir das Haushaltsjahr 2005 wird hiermit &ffentlich
bekannt gemacht.

Die nach § 91 Abs. 4, 92 Abs. 2 und § 94 Abs. 2 NGO erforderliche Genehmigung ist
durch den Landkreis Hildesheim am _ 04.03.2005 unter Az.: (201) 14/10 erteilt
worden.

Der Haushaltsplan liegt nach § 86 Abs. 2 Satz 3 NGO
vom 17.03.2005 bis 29.03.2005 zur

Einsichtnahme wéhrend der Dienststunden im

Rathaus der Gemeinde Nordstemmen
Rathausstrafe 3,
31171 Nordstemmen,

offentlich aus.

Nordstemmen, den 14.03.2005
Ort, Datum

Gemeinde Nordstemmen
Der Biirgermeister
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GemiB § 4 der Rechtsverordnung iiber die Verwaltung kirchlicher Friedhofe (Friedhofsrechtsverordnung)
vom 13. November 1973 (Kirchl. Amtsblatt 1974 S. 1) hat der Kirchenvorstand der Ev.-luth. Kirchen-
gemeinde Schellerten am 15.02.2005 folgende Friedhofsordnung beschlossen:

L. Allgemeine Vorschriften

§1
Geltungsbereich und Friedhofszweck
(1) Diese Friedhofsordnung gilt fiir den Friedhof der Ev.-luth. Kirchengemeinde Schellerten in seiner
jeweiligen GroBe. Der Friedhof umfasst zur Zeit das Flurstiick 27/20 Flur 5 Gemarkung Schelleten in
GroBe von 10.852 m?. Ejgentiimer des Flurstiicks ist die Ev.-luth. Kirchengemeinde Schellerten.

(2) Der Friedhof dient der Bestattung der Personen, die bei threm Ableben ihren Wohnsitz in der Ev.-luth.
Kirchengemeinde Schellerten / Gemeinde Schellerten hatten, sowie derjenigen, die bei ihrem Tode ein
Recht auf Beisetzung in einer bestimmten Grabstitte besaBen.

(3) Die Bestattung anderer Personen bedarf der vorherigen Genehmigung des Kirchenvorstandes.

§2
Schliefung und Entwidmung
(1) Der Friedhof, einzelne Friedhofsteile oder einzelne Grabstitten knnen aus einem wichtigen Grund
beschréinkt geschlossen, geschlossen oder entwidmet werden,

(2) Nach der beschriinkten SchlieBung werden Nutzungsrechte nicht mehr verlichen. Eine Verlingerung
des Nutzungsrechtes erfolgt lediglich zur Anpassung an die Ruhezeit. Beisetzungen diirfen nur noch
in Grabstitten stattfinden, an denen im Zeitpunkt der beschrinkien Schlieung noch Nutzungsrechte
bestehen, sofern die Grabstiitten noch nicht belegt sind oder sofern zu dem genannten Zeitpunkt die
Ruhezeiten abgelaufen waren. Eingeschréinkt werden kann auch der Kreis der Beisetzungsberechtig-
ten; nachtrigliche Ausnahmen von dieser Einschriinkung kann der Kirchenvorstand im Einzelfall zur
Vermeidung unbilliger Hirten bei bestehenden Nutzungsrechten genchmigen.

(2) Nach der SchlieBung diirfen Beisetzungen nicht mehr vorgenommen werden.

(4) Durch die Entwidmung wird die Eigenschaft als Ruhestitte der Verstorbenen aufgehoben. Die
Entwidmung wird erst ausgesprochen, wenn keine Nutzungsrechte mehr bestehen, sémtliche Ruhe-
zeiten abgelaufen sind und eine angemessene Pietitsfrist vergangen ist.

§3
Friedhofsverwaltung
(1) Der Friedhof ist eine unselbstéindige Anstalt des offentlichen Rechts. Er wird vom Kirchenvorstand
verwaltet.

(2) Die Verwaltung des Friedhofes richtet sich nach dieser Friedhofsordnung, den kirchlichen Bestim-
mungen und den allgemeinen staatlichen Vorschriften.
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Ausschuss oder eine kirchliche Verwaltungsstelle beauftragen.

(4) Die kirchliche Aufsicht richtet sich nach dem jeweils geltenden kirchlichen Recht.

§4
Amtshandlungen
(1) Bestattungen sind rechtzeitig vorher bei dem Pfarramt des Friedhofstrigers anzumelden. Dabei ist
mitzuteilen, wer die Bestattung leiten und wer sonst bei der Bestatiung (einschlieBlich Trauerfeier)
gestaltend mitwirken wird.

(2) Das Pfarramt des Friedhofstragers kann nach Anhorung des Kirchenvorstandes denjenigen, der die
Bestattung leiten oder bei der Bestattung gestaltend mitwirken soll, ausschliefen, wenn er verletzende
AuBerungen gegen den christlichen Glauben oder die evangelische Kirche getan hat und eine Wieder-
holung zu erwarten ist.

(3) Besondere Veranstaltungen auf dem Friedhof bediirfen der Genehmigung des Kirchenvorstandes.

I1. Ordnungsvorschriften

§5
Offnungszeiten
(1) Der Friedhof ist tagsiiber bzw. wihrend der an den Eingiingen bekanntgegebenen Zeiten fir den
Besuch gedffnet.

«

(2) Aus besonderem Anlass kann der Friedhof ganz oder teilweise fiir den Besuch voriibergehend
geschlossen werden.

§6
Verhalten auf dem Friedhof
(1) Der Friedhof erfordert ein der Wiirde des Ortes entsprechéndes Verhalten. AuBerungen, die sich
gegen den christlichen Glauben oder die evangelische Kirche richten, sind zu unterlassen.

(2) Kinder unter 12 Jahren dirfen den Friedhof nur in Begleitung und unter der Verantwortung
Erwachsener betreten. T '

(3) Auf dem Friedhof ist nicht gestattet :
ay die Wege mit Fahrzeugen aller Art, ausgenommen Kinderwagen, Handwagen und Rollstiihlen zu
befahren,
b) Waren aller Art und gewerbliche Dienste anzubieten und Druckschriften zu verteilen,
¢) Tiere, mit Ausnahme von Blindenhunden; mitzubringen,
d) Abraum auBerhalb der dafiir vorgesehenen Plitze abzulegen,
é) Einrichtungen und Anfagen einschlieBlich der Grabstitten zu verunreinigen oder zu beschidigen,
£) 211 lrmen und zu spielen, T
g) an Sonn- und Feiertagen und in der: Nihe von Bestattungsfeiern Arbeiten auszufiihren.

(4) Der Kirchenvorstand kann Ausnahmen zulassen, soweit dic Interessen anderer nicht beeintréchtigt
werden.

(5) Der Kirchenvorstand kann fir die Ordnung auf dem Friedhof weitére Bestimmungen erlassen.
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. §7
Gewerbliche Arbeiten
(1) Gewerbetreibende haben die fir den Friedhof geltenden Bestimmungen zu beachten.

(2) Eine gewerbliche Titigkeit kann vom Kirchenvorstand untersagt werden, wenn der Gewerbetreibende
wiederholt gegen die fiir den Friedhof geltenden Bestimmungen verstofen hat und ihm danach
schriftlich mitgeteilt worden ist, dass die weitere gewerbliche Tatigkeit im Wiederholungsfall unter-
sagt werden wird.

(2) Die fiir die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien dirfen auf deém Friedhof nir
voriibergehend und nur an Stellen gelagert werden, an denen sie nicht hindern. Die Arbeits- und
Lagerplitze sind nach Beendigung der Tagesarbeit zu siubern und in einem ordnungsgeméfen Zu-
stand zu verlassen, bei Unterbrechung der Tagesarbeit so herzurichten, dass einer Behinderung ande-
rer ausgeschlossen ist. Die Gewerbetreibenden diirfen auf dem Friedhof keinen Abraum lagern. Ge-
werbliche Gerite diirfen nicht an oder in den Wasserentnahmestellen des Friedhofes gereinigt werden.

(4) Gewerbetreibende haften gegeniiber der Kirchengemeinde fiir alle Schéden, die sie im Zusammenhang
mit ihrer Tatigkeit auf dem Friedhof schuldhaft verursachen.

II1. Allgemeine Bestattungsvorschriften

§8  °
Anmeldung einer Bestattung
(1) Bestattungen sind unter Vorlage der gesetzlich vorgeschriebenen Unterlagen rechizeitig anzumelden.

(2) Vor einer Bestattung in einer Wahlgrabstitte, an der ein Nutzungsrecht verlichen ist, ist das
Nutzingsrecht nachzuweisen.

(3) Der Zeitpunkt der Bestattung wird vom Kirchenvorstand im Einvernehmen miit dem zustindigen
Pastor festgelegt. Die Wiinsche der Angehorigen sollen dabei nach Moglichkeit beriicksichtigt wer-
den.

§9
Rubhezeiten
(1) Die Ruhezeiten fiir Leichen betragt 30 Jahre, bei verstorbenen Kindern bis zum vollendeten
5. Lebensjahr 20 Jahre.

(2) Die Rubezeit fiir Aschen betragt 30 Jahre.

§10
Sirge
(1) Sarge miissen fest gefiigt .und so abgedichtet sein, dass jedes Durchsickern von. Feuchtigkeit
ausgeschlossen ist. Sie diirfen nicht aus schwer verganglichen Stoffen hergestellt sein, soweit nicht -
anderes-ausdriicklich vorgeschrieben ist.

(2) Die Sirge sollen htchstens 2,05 m lang, 0,65 m hoch, im MittelmaB 0,65 m breit sein. Sind grofere
Sirge erforderlich, so ist dies dem Kirchenvorstand bei der Anmeldung der Bestattung mitzuteilen.
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Umbettungen und Ausgrabungen
(1) Umbeitungen diirfen zur Wahrung der Totenruhe grundsitzlich nicht vorgenommen werden.

(2) Aus zwingenden Griinden des Sffentlichen Interesses konnen Leichen und Aschen in ein anderes Grab
gleicher Art umgebettet werden. Die Nutzungsberechtigten sind vorher zu horen, es sei denn, dass die
Anschriften nicht rechtzeitig ermittelt werden konnen.

(3) Ausnahmsweise kann auch den Angehorigen bei besonders berechtigten Griinden ein' Recht auf
Umbettung zustehen. Antragsberechtigt st der jeweilige Nutzungsberechtigte. Bei allen Umbettun-
gen muB das Einverstindnis des Ehegatten, der Kinder und der Eltern durch schriftliche Erklirung
nachgewiesen werden. Der Antragsteller hat sich schriftlich zu verpflichten, alle Kosten zu iiber-
nehmen, die bei der Umbettung durch Beschadigung und Wiederinstandsetzung gértnerischer oder
baulicher Anlagen an Nachbargrabstétten oder Friedhofsanlagen etwa entstehen.

(4) Jede Umbetturig bedarf der vorherigen Genehmigung des Kirchenvorstandes. Bei der Umbettung von
Leichen, deren Ruhezeit noch nicht abgelaufen ist, kann die Genehmigung erst erteilt werden, wenn
fiir die Umbettung die schrifliche Genehmigung der Ordnungsbehorde und eine Bescheinigung des
Gesundheitsamtes vorliegen. Umbettungen von Leichen oder Aschen aus einem Rethengrab in ein
anderes Reihengrab des gleichen Friedhofes sind mit Ausnahme der Fiille des Abs. 2 nicht zulissig.

(5) Die Grabmale und ihr Zubehér kénnen umgesetzt werden, wenn Gestaltungsbestimmungen der peuen
Grababteilung nicht entgegenstehen.

(6) Leichen oder Aschen zu anderen als zu Umbettungsz‘wecken wieder auszugraben, bedarf einer
behordlichen oder richterlichen Anordnung,

TV. Grabstiitten

§12
Arten und Grofien
(1) Folgende Arten von Grabstitten stehen zur Verfligung:
a) Reihengrabstitten
b) pflegeleichte Rasenreihengrabstatten
¢) Wahlgrabstitten
d) Umnenreihengrabstétten
¢) Urnenwahlgrabstitten

(2) An den Grabstitten werden nur Sffentlich-rechtliche Nutzungsrechte nach dieser Friedhofsordnung
verlichen. Ein Nutzungsrecht kann jeweils nur einer einzelnen Person; nicht mehreren Personen
zugleich zustehen.

(3) Rechte an einier Grabstitte werden nur beim Todesfalle verlichen. Bei Wahigrabstitten kann der
Kirchenvorstand Ausnahmen zulassen. i . -

. (4) In einer Grabstelle darf grundsatzlich nur eine Leiche oder Asche beigesetzt werden. Eine verstorbene

Mutter und ihr gleichzeitig - bei oder kurz nach der Geburt - verstorbenes Kind oder zwei gleichzeitig
verstorbene Kinder bis zum vollendeten 5. Lebensjahr diirfen in einer Grabstelle beigesetzt werden.
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[image: image7.png](4) In einer bereits belegten Wahlgrab- oder Urnenwahlgrabstelle darf zusitzlich eine Asche beigesetzt
werden, wenn der bereits Beigesetzte der Ehegatte oder ein naher Verwandter des Beizusetzenden
war.

(6) Bei neu anzulegenden Grabstitten sollen die Grabstellen etwa folgende GriBe haben:

a) fur Sirge
von Kindern und Erwachsenen: Linge 2,10 m, Breite 0,90 m
b) fiir Urnen: Lange 0,75 m, Breite 0,75'm

Im Einzelnen ist der Gestaltungsplan fiir den Friedhof mafigebend.

(7) Die Mindesttiefe des Grabes betrigt von der Oberkante Sarg bis Erdoberfliche (ohne Grabhiigel)
0,90 m, von:der Oberkante Urne bis Erdoberfliche 0,60 m. Die Griber fur Erdbeisetzungen miissen
voneinander durch mindestens 0,30 m starke Erdwinde getrennt sein.

(8) Graber diirfen nur von denjenigen ausgehoben und zugefiillt werden, die dafiir vom Kirchenvorstand
bestimmt oder zugelassen sind.

§13
Reihengrabstiitten
(1) Reihengrabstitten werden im Todesfall der Reihe nach einzeln fiir die Dauer der Ruhezeit vergeben.
Das Nutzungsrecht kann nicht verléingert werden.

(2) Das Absiumen von Reihengrabfeldern oder Teilen von ihnen nach Ablauf der Ruhezeiten wird drei
Monate vorher 6ffentlich bekanntgegeben.

§14
Rasenreihengrabstiitten

(1) Rasenreihengriber sind Grabstitten, deren Pflege der Friedhofstriiger iibernimmt. Grabmale und
Einfassungen diirfen nicht errichtet werden. Es sind Erdbestattungen méglich.

(2) Nutzungsrechte werden auf 30 Jahre vergeben. Eine Verlingerung des Nutzungsrechtes ist nicht
moglich.

(3) Die Gestaltung hat mit einer kleinen, im Boden liegenden Steinplaite (50cm x 40cm bzw. 40cm x
30cm) zu erfolgen, die den Namen und das Geburts- und-Sterbejabr des Verstorbenen enthalt. Die
Grabplatte wird von den Angehérigen beschafft.

(4) Das Abstellen von Blumenschmuck auf der Grabplatte selbst ist nicht zulissig.

§15
‘Wahlgrabstitten
(1) Wahlgrabstitten werden mit einer oder mehreren Grabstellen vergeben. Die Dauer des Nutzungs-
rechtes betrégt 30 Jahre, vom Tage der Verleihung an gerechnet. Uber das Nutzungsrecht wird eine
Bescheinigung ausgestelit.

(2) Das Nutzungsrecht kann mit Auasnahme der Fille nach § 2 Abs. 2 auf ‘Antrag fiir die ‘gesamte
Wahlgrabstitte bis zu dreimal um jeweils 10 Jahre verlingert werden. Der Kirchenvorstand ist nicht
verpflichtet, zur rechtzeitigen Stellung eines Verlingerungsantrages aufzufordern. Bei einer Beiset-
zung verlingert sich das Nutzungsrecht fiir die gesamte Wahlgrabstitte bis zum Ablauf der Ruhe-
zeit. Die Gebiihren fiir die Verlingerung richten sich nach der jeweiligen Gebiihrenordnung.
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In einer Wahlgrabstiitte diirfen der Nutzungsberechtigte und folgende Angehorige beigesetzt werden:

. Ehegatte, .

- Kinder (¢hefiche, nichteheliche, als Kind angenommene),

. Enkel (eheliche, nichteheliche, als Kind angenommene Kinder der Kinder),

Eltern (auch Annehmende von als Kind angenommenen Personen),

Geschwister (auch Halbgeschwister),

GroBeltern (auch Eltern der Annehmenden, die eine Person als Kind angenommen haben),

. Ehegatten der Kinder, der Enkel, der Geschwister )

. Erben, die nicht unter den vorgenannten Personenkreis fallen, soweit es sich um natiirliche Perso-
nen handelt.

Grundsitzlich entscheidet der Nutzungsberechtigte, wer von den beisétzungsberechtigten Personen
beigesetzt wird. Kann nach dem Tode eines Beisetzungsberechtigten die Entscheidung des Nutzungs-
berechtigten dem Kirchenvorstand nicht rechtzeitig vor der Beisetzung mitgeteilt werden, so ist der
Kirchenvorstand nach pflichtgeméBer Prifung berechtigt, die Beisetzung zuzulassen.

Die Beisetzung anderer Personen, auch nichtverwandter Personen (z.B. Angehorige des Ehegatten,
beiderseitige Stiefkinder des Nutzungsberechtigten und seines Ehegatten, Stiefgeschwister, Verlobte)
bedarf eines Antrages des Nutzungsberechtigten und der Genehmigung des Kirchenvorstandes.

Der Nutzungsberechtigte kansi zu seinen Lebzeiten sein Nutzungsrecht auf eine der in Abs. 3 Nr. 1
bis 8 genannten Personen iibertragen; zur Rechtswirksamkeit der Ubertragung sind schriftliche Er-
kidrungen des bisherigen und des neuen Nutzungsberechtigten sowie die schriftliche Genehmigung
des Kirchenvorstandes erforderiich. .

Der Nutzungsberechtigte soll dem Kirchenvorstand schrifttich mitteilen, auf welchen seiner beiset-
zungsberechtigten Angehdrigen das Nutzungsrecht nach seinem Tode iibergehen soll. Eine schriftli-
che Einverstindniserklirung des Rechtsnachfolgers ist nach Méglichkeit beizubringen.

Hat der Nutzungsberechtigte nicht bestimmit, auf wen das Nutzungsrecht nach seiniem Tode iiberge-
hen soll, so. geht das Nutzungsrecht an die nach Abs. 3 beisetzungsberechtigten Angehorigen in der
dort genannten Reihenfolge liber. Dabei steht das Nutzungsrecht innerhalb der einzelnen Gruppen der
jeweils dltesten Person zu.

Der Rechtsnachfolger hat dem Kirchenvorstand auf dessen Verlangen nachzuweisén, dass er neuer
Nutzungsberechtigter- ist. Ist der Rechtsnachfolger nicht daran interessiert, das Nutzungsrecht zu
behalten, so kann er das Nutzungsrecht auf eine andere der in Abs. 3 genannten Personen oder, wenn
eine solche nicht vorhanden ist, auf eine Person Gibertragen, die aufgrund seines Nutzungsrechtes
beisetzimgsberechtigt nach Abs: 3 geworden ist. Fiir die Ubertragung gilt Absatz 4.

Der Nutzungsberechtigte muss dem Kirchenvorstand bei Umzug seine neue Anschrift-bekannt geben.

§16
Urnenreihengrabstitten
Urnenreihengrabstitten sind Grabstellen, die der Reihe nach belegt und erst im Todesfall fiir die
Dauer der Ruhezeit zur Beisetzung einer Asche vergeben werden. In’eine Urnenreihengrabstitte
kann nur eine Asche beigesetzt werden. T o

Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes ergibt, gelten die Vorschriften fur
Reihengrabstitten auch fiir Urnenreihengrabstitten. ” .
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Urnenwahlgrabstiitten
(1) Urnenwahlgrabstitten werden mit mehreren Grabstellen fiir die Dauer von 30 Jahren vergeben.

(2) Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes ergibt, gelten die Vorschriften fiir
‘Wahlgrabstitten auch fiir Umnenwahlgrabstitten.

§18
Grabregister
Der Kirchenvorstand fithrt ein Verzeichnis der Beigesetzten, der Grabstiitten, der Nutzungsrechte und
der Ruhezeiten.

V. Gestaltung der Grabstiitten und Grabmale

§19
Anlage und Unterhaltung der Grabstitten
(1) Jede Grabstitte ist so zu gestalten und so an die Umgebung anzupassen, dass die Wiirde des
Friedhofes in seinen einzelnen Teilen und in seiner Gesamtanlage gewahrt wird. Bei der Gestaltung
sind die Richtlinien iber die Gestaltung der Grabstitten und Grabmale (Anhang) zu beachten. Sic
sind Bestandteil der Friedhofsordnung. Weitergehende Gestaltungsvorschrifien werden in einer be-
sonderen Ordnung fiir die Gestaltung der Grabstitten und Grabmale geregelt.

(2) Jede Grabstitte muss innerhalb von sechs Monaten nach der Belegung oder dem Erwerb des
Nutzungsrechtes vom Nutzungsberechtigten hergerichtet werden und dauernd angemessen instand
gehalten werden.

Verwelkte Blumen und Krinze sind von den Grabstitten zu entfernen und an den dafiir vorgesehenen
Platzen abzulegen. Fiir die Anlage und die Pflege der Grabstitten sind die jeweiligen Nutzungsbe-
rechtigten verantwortlich.

(3) Wird eine Grabstitte nicht den Vorschrifien entsprechend angelegt oder linger als ein Jahr in der
Unterhaltung vernachlissigt, so wird der Nutzungsberechtigte oder, wenn ein solcher nicht vorhanden
ist, einer der nichsten Angehdrigen zur Beseitigung der Méngel in angemessener Frist schriftlich
aufgefordert. Ist der Nutzungsberechtigte unbekannt oder nicht zu ermitteln, geniigt eine 6ffentliche
auf sechs Monate befristete Aufforderung zur Beseitigung der Mangel. Werden die Méngel nicht in
der gesetzten Frist beseitigt, so kann der Kirchenvorstand die Grabstitte einebnen und begriinen
lassen. Grabdenkmale kénnen nur geméB
§ 24 enifernt werden.

(4) Der Nutzungsberechtigte darf gartnerische Anlagen neben der Grabstitte nicht verandern.

§20
Grabgewilbe
Grabgewdlbe, Urmnenkammern und Mausoleen diirfen nicht gebaut werden. Sind solche Anlagen bei
Inkraftireten dieser Ordnung vorhanden, so sind sie vom Nutzungsberechtigten in einem ordnungsge-
méBen Zustand zu erhalten oder zu beseitigen. Im tibrigen gelten § 23 Abs. 3 und 4 entsprechend.

§21

Errichtung und Verinderung von Grabmalen
(1) Grabmale diirfen nur nach vorheriger schriftlicher Genehmigung des Kirchenvorstandes errichtet
oder verandert werden. Die Genehmigung setzt die Beachtung des § 23 Abs. 1 und 2 voraus. Die
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[image: image10.png]Genehmigung ist vor Aufstellung oder Anderung beim Kirchenvorstand schriftlich zu beantragen.
Dem Antrag ist eine Zeichnung Mafistab 1 : 10 beizufiigen, aus der im besonderen Anordnung von
Schrift und Symbol auf dem Grab ersichtlich ist. Eine Genehmigung ist nicht erforderlich, wenn auf
einem bereits vorhandenen Grabmal anlasslich einer weiteren Beisetzung lediglich der Name, die
Berufsbezeichnung, das Geburts- und Sterbedatum des Beigesetzten in gleicher Ausfiibrung, wie die
vorhandene Beschriftung angebracht werden soll. :

Entspricht die Ausfithrung eines errichteten oder verdnderten Grabmales nicht der genehmigten
Zeichnung und ist sie nicht genehmigungsfahig, setzt der Kirchenvorstand dem Nutzungsberechtigten
eine angemessene Frist zur Beseitigung oder zur Abgnderung des Grabmales. Nach ergebnislosem
Abiatuf der Frist kann der Kirchenvorstand die Ab#nderung oder Beseitigung auf Kosten des Nut-
zungsberechtigten veranlassen. Bei nicht ordnungsgemiBer Griindung und Befestigung des Grabma-
les gilt § 23 Abs. 5.

2

~

(3) Die Errichtung und Verénderung aller sonstigen baulichen Anlagen bedarf ebenfalls der vorherigen
schriftlichen Genehmigung des Kirchenvorstandes. Die Absétze 1 und-2 gelten entsprechend.

§22
Verwendung von Kunststoffen
(1) Kunststoffe und nicht verrottbare Stoffe diirfen in Krinzen, Trauergebinden, Trauergestecken, im
Grabschmuck und bei Grabeinfassungen sowie bei Pflanzenzuchtbebiliern, die an der Pflanze blei-
ben, nicht verwendet werden.

(2) Alle bei der Grabpflege anfallenden nicht verrottbaren Abfille diirfen nicht auf dem Friedhof

entsorgt werden. .

§23
Gestaltung und Standsicherlieit von Grabmalen
Grabmale diirfen nicht so gestaltet werden, dass sie eine Verunstaltung des Friedhofes bewirken oder
Friedhofsbesucher in ihrer Andacht storen konnen. Grabmale diirfen sich ferner in ibrer Gestaltung
nicht gegen den christlichen Glauben richten. Im Ubrigen gelten § 18 Abs. 1 Sétze 2 bis 4 entspre-
chend. Werkstattbezeichnungen diirfen nur unten an der Seite oder Riickseite eines Grabmales ange-
bracht werden.

a

~

2) Grabmale sind ihrer GroBe entsprechend nach den allgemein anerkannten Regeln des Handwerks zu
griinden und so zu befestigen, dass sie dauerhaft standsicher sind und auch beim Offnen benachbar-
‘ter Griiber micht umstiirzen oder sich senken konnen.

(3) Grabmale oder sanstige bauliche Anlagen sind dauernd im guten Zustand zu erhalten. Hierfiir ist der
Nutzungsberechtigte verantwortlich.

(4) Der Nutzungsberechtigte hat insbesondere fiir die Standsicherheit zu sorgen und haftet fiir Schiden,
die durch cine Verletzung dieser Pflicht entstehen. Die Ersatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Nut-
zunigsberechtigte zur Abwendung der Gefahr die im Vérkehr erforderliche Sorgfalt beachtet hat.

(5) Miingel hat der Nutzungsberechtigte unverziiglich beseitigen zu lassen. Geschieht dies nicht, so kann

...der Kirchenvorstand die Anlage auf Kosten des Nutzungsberechtigten instandsetzen oder beseitigen
fassen. Wenn keine unmittelbare Gefahr besteht, erhilt der Nutzungsberechtigte vorher eine Auffor-
derung,. Ist er nicht bekannt oder nicht ohne weiteres zu ermitteln, wird die Aufforderung als Be-
kanntmachung_verSffentlicht. Bei unmittelbarer Gefahr ist der Kirchenvorstand berechtigt, ohne
vorherige Aufforderung an den Nutzungsberechtigten das Grabmal umzulegen oder andere geeignete
Ma$nahmen durchzufiihren. Der Nutzungsberecﬁﬁgte erhilt danach eine Auffordérung, die Grab-
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[image: image11.png]stitte oder das Grabmal wieder in einen ordrungsgemiBen Zustand zu versetzen. Geschieht dies
nicht, so kann der Kirchenvorstand die notwendigen Arbeiten auf Kosten des Nutzungsberechtigten
durchfihren oder das Grabmal entfernen lassen.

§24
* Entfernung von Grabmalen
(1) Grabmale diirfen wihrend der Dauer des Nutzungsrechtes an der Grabstitte nur mit Genehmigung
des Kirchenvorstandes entfernt werden.

(2) Nach Ablauf der Nutzungszeit und nach Bekanntmachung iiber das Abrdumen der Grabstitten
veranlasst der Kirchenvorstand die Entfernung der Grabmale und sonstigen Anlagen. Unberithit
bleibt § 24. Innerhalb von drei Monaten nach der Bekanntmachung iiber das Abridumen und bei
Wahlgribern auch innerhalb von drei Monaten nach Ablauf der Nutzungszeit kann der bisherige
Nutzungsberechtigte Grabmale und sonstige Anlagen der Grabstitte selbst entfernen, soweit es sich
nicht um Grabmale nach § 24 handelt: Die Kirchengemeinde hat keinen Ersatz fiir Grabmale und
sonstige Anlagen zu leisten. Sie ist auch zur Aufbewabrung abgerdumter Grabmale und sonstiger
Anlagen nicht verpflichtet. Die Kirchengemeinde hat auch keinen Gebiihrenbetrag zu erstatten, wenn
der bisherige Nutzungsberechtigte selbst abraumt.

§25
Grabmale mit Denkmalwert
Grabmale mit Denkmalwert werden nach Mdoglichkeit von der Kirchengemeinde erhalten.

VI. Benuizung der Leichenkammer und der Friedhofskapelle

§26
Leichenkammer
(1) Die Leichenkammer dient zur Aufnahme von Leichen bis zur Bestattung. Sie darf nur mit"Erlaubnis
des Kirchenvorstandes betreten werden.

(2) ‘Auf Wunsch der Angehdrigen kann ein Sarg, sofern keine Bedenken bestehen, in der Leichenkammer
von einem Beauftragten des Kirchenvorstandes gedffnet werden. Sirge sollen bis spitestens eine
halbe Stunde vor Beginn der Trauerfeier geschlossen werden:

(3) Ein Sarg, in dem ein Verstorbener liegt, der im Zeitpunkt des Todes an einer nach dem Bundes-

" Seuchengesetz meldepflichtigen Krankheit gelitten oder bei dem der Verdacht einer solchen Krankheit

zu dem genannten Zeitpunkt bestanden hat, wird nach Maglichkeit in einem besonderen Raum aufge-
stellt. Der Sarg darf nur mit schriftlicher Genehmigung des Gesundheitsamtes gedfinet werden:

§27
Friedhofskapelle
(1) Fur die Trauerfeier steht die Friedhofskapelle zur Verfligung:

(2) Die Benutzung kann versagt werden, wenn der Verstorbene im Zeitpunkt des Todes an einer nach
dem Bundes-Seuchengesetz meldepflichtigen Krankheit ‘gelitten oder-bei ihm der Verdacht einer
solchen Krankheit zu dem genannten Zeitpunkt bestanden hat oder wenn Bedenken wegen des Zu-
standes der Leiche bestehen.
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§28
Fiir die Benutzung des Friedhofs und seiner Einrichtungen werden Gebiihren pach der jeweils gelten-
den Gebithrenordnung erhoben.

VI ﬁbergangsvorschriften

§29
" Diese Ordnung gilt flir alle bestehenden Nutzungsrechte. -

§30
Inkrafttreten
Diese Friedhofsordnung tritt nach der kirchenaufsichtlichen Genehmigung am Tag nach ihrer 6ffentlichen
Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig treten die bisherigen Bestimmungen der Kirchengemeinde fiir den
Friedhof mit Ausnahme der Friedhofsgebiihrenordnung aufler Kraft.

Schellerten, 4‘3“05

Ev.-luth. Kirchengemeinde Schellerten
Der Kirchenvorstand

Vorgitzende(r)

Die vorstehende Friedhofsordnung wird hiermit geméd8 § 66 Absatz 1 Nr. 5 und Absatz 2 der Kirchen-
gemeindeordnung kirchenaufsichtlich genehmigt.

Hildesheim, -

Ev.-luth. Kirclienkreis Bockenem-Hoheneggelsen
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Anhang zur Friedhofsordnung

Richtlinien iiber dié Gestaltung der Grabstiitten und Grabmale

Gestaltung der Grabstitten

1.

2.
3.

10.

1.

Alle Grabstitten miissen in einer des Friedhofes wiirdigen Weise angelegt und unter-
halten werden.

Beim Bepflanzen darf die Grofe der Grabstite nicht iiberschritten werden.

Die Grabstitten sind nur mit Gewéichsen zu bepflanzen, durch die benachbarte Grab-
stitten nicht gestort werden. Wird dies nicht beachtet oder wachsen die Pflanzen tiber
die Grabstitten hinaus, so ist der Kirchenvorstand nach erfolgloser-schriftlichen Auf-
forderung zur Beseitigung der Beeintrachtigung berechtigt, die Anpflanzungen zu-
riickzuschneiden oder zu beseitigen.

Hobe Grabhiigel sind zu vermeiden, weil eine harmonische Gesamtwirkung der Grab-
felder und eine gute girtnerische Gestaltung der Grabstitten dadurch gestdtt wird.
Um die einzelnen Grabstellen anzudeuten, gentigt es, flache Hiigel anzulegen, die mit
kriechenden dauergriinen Gewéichsen und niedrigen Blumen bepflanzt werden: kon-
nen. Der Grabhiigel soll die Hohe von 20 cm nicht iberschreiten.

Die Grabstitten oder die Grabstellen sollen nur dann mit festem Material eingefasst
werden, wenn dies wegen der Beschaffenheit des Bodens notwendig ist. Einfassungen
aus Beton oder Zement sind zu vermeiden.

Grababdeckungen mit Beton, Terrazzo, Teerpappe u.i. sind nicht zulissig. Das Bele-
gen der Grabstitten mit Kies und Splitt oder dhnlichen Stoffen anstelle einer Bepflan-
zung ist unerwiinscht.

Sind ausnahmsweise Grabstiiten mit Grabplatten abgedeckt, so ist der Pflanzen-
schmuck auf die freien Teile des Grabes zu besghranken.

Der Grabschmuck soll nur aus natiirlichen Pflanzen und Blumen bestehen.

Behilter fiir Schaittblumen sind entweder unauffillig aufzustellen oder in die Erde
einzulassen. Blechdosen, Einkochgliser, Flaschen w.4. sollen fiir die Aufhahme von
Schnittblumen nicht verwandt werden, mindestens jedoch unsichtbar sein.

Biinke und Stiihle auf oder neben Grabstitten storen in der Regel das Friedhofsbild.
Der Kirchenvorstand kann in besonders gelagerten Einzelfillen jedoch die Aufstel-
lung von Banken genehmigen. Die Binke sind klein zu halten und unauffillig zu
gestalten. '

Dem ‘Nutzungsberechtigten ist nicht gestattet, Baume, grofe Striaucher und Hecken
ohne Genehmigung des Kirchenvorstandes zu beseitiger, weil durch solche Mafi-
nahmen das Gesamtbild des Friedhofes gestort werden kann.

Gestaltung der Grabmale

1.

Grabmale diirfen nicht so gestaltet werden, dass sie eine Verunstaltung des Friedhofes
bewirken oder die Friedhofsbesucher in ibrer Andacht storen. Sie diirfen sich ferner in
ihrer Gestaltung nicht gegen den christlichen Glauben richten.
Werkstattbezeichnungen sind nur an der Seite oder der Riickseite des Grabmales un-
ten und in wnauffilliger Weise gestattet. '

Bei der GroBe der Grabmale ist auf die Grofe der Grabstitte Riicksicht zu nehmen.
UnverhiltnisméBig groBe Grabmale sind zu vermeiden.

Das einzelne Grabmal soll sich harmonisch in das Gesamtbild eingliederr. Benach- .-
barte Grabmale sollen nach Form und Farbe aufeinander abgestimmt werden, damit
ein ruhiger Eindruck der Grabfelder und des gesamten Friedhofes entsteht.

Damit eine einheitliche Raumwirkung der Grabfelder mit Reihengribern erreicht
wird, sind die Grabmale in der Regel unter Augenhdhe zu halten.

_1-
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6. Das Grabmal erhilt seinen Wert und seine Wirkung
a) -durch gute und werkgerechte Bearbeitung des Werkstoffes,
b) durch schone Form,
¢) durch gute Fassurnyg des Textes, der das Andénken des Toten wiirdig bewahren soll,
d) durch gute Schriftform und Schriftverteilung.

7. Bei schlichtem und unaufdringlichem Werkstoff wirken die Bearbeitung und die
Schrift klarer und schoner. Deshalb sollen alle in der Farbe auffallenden und unruhi-
gen Gesteinsarten vermieden werden. Die Bearbeitung und die Schrift sind der Ge-
steinsart anzupassen. Die Grabmale- sollen in der Regel auf allen Seiten einheitlich
bearbeitet sein. Hochglanzpolitur und Feinschliff sind moglichst zu vermeiden.

8. _Grabmale auf Reihengrabstitten sollen moglichst aus einem Stiick hergestellt und so-
ckellos aufgestellt werden. Bei Wahlgrabstitten sollen Grabmale méglichst nur dann
einen Sockel haben, wenn dies wegen der Art des Grabmales notig ist. Wenn ein So-
ckel verwandt wird, soll er nicht aus einem anderen Werkstein als dem des Grabmales
sein.

9. Kunststeine sind auf ihrer Oberfliche steinmetzmiBig zu behandeln.

10. Nicht gestattet sind:

a) Grabmale aus gegossener oder nicht gemiB Nr. 9 behandelter Zementmasse,
b) Grabmale aus Terrazzo, Glas, Porzellan, Emaille, Blech oder dhnlichem Material,
¢) Grabmale mit Anstrich.

11. Nicht erwiinscht sind Silber- und Goldschrift.
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GemiB § 5 der Rechtsverordnung tber die Verwaltung kirchlicher Friedhsfe (Friedhofs-
rechtsverordnung) vom 13. November 1973 (KABL 1974 S. 1) und-§ 25 der Friedhofsord-
nung fiir den Friedhof der Ev.-luth. Kirchengemeinde Schellerten hat der Kirchenvorstand am
15.02.2005 folgende Fnedhofsgebuhrenordnung beschlossen:

§1

Allgemeines

Fiir die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrichtungen sowie fiir sonstige in § 6 aufge-
fiihrte Lejstungen der Kirchengemeinde werden Gebiihren nach dieser Gebiihrenordnung er-
hoben.

§2
Gebiihrenpflichtige
(1) Gebiihrenpflichitig sind der/die Antragsteller/in und der/die Nutzungsberechtigte.
(2) Mehrere Gebithrenpflichtige hafien als Gesamtschuldner.
§3
Entstehen der Gebiihrenpflicht

Die Gebiihrenpiflicht entsteht mit Erbringung der Leistung.

§4

Festsetzung und Filligkeit

(1) Die Heranziehung zu Gebiihren erfolgt durch schriftlichen Bescheid. Die Gebithren sind

innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Gebiihrenbescheides zu zahlen.
(2) Rickstindige Gebiiliren werden im Verwaltungszwangsvetfahren eingezogen.

§5
Stundung und Erlass der Gebiihren

Die Gebithrén konnen im Einzelfall aus Billigkeitsgriinden wegen persdnlicher oder sachli-
- -cher Hérte gestundet sowie ganz oder teilweise erlassen werden:
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Gebiibrentarif

I.  Gebiihren fiir die Verleihung von Nutzungsrechten an Grabstiitten:

1. Reibengrabstitte

a) fiir Personen iiber 5 Jahre - fiir 30 Jahre -: ) 422¢€

b) fiir Personen bis zu 5 Jahren - fiir 30 Jahre -: 255€

¢) (pflegeleichte) Rasenreihengréber — flir 30 Jahre -: 1242¢€
2. Wahlgrabstitte

&) fiir 30 Jahre - je Grabstelle -: 726€

b) fiir 30 Jahre - je Doppelgrab -: 1.352€

¢) fiir jedes Jahr der Verlingerung - je Grabstelle -: 24€
3. Urnenreibengrabstitte

fiir 30 Jahre - je Grabstelle -: 340€
4.  Urnenwahlgrabstétte

a) fiir 30 Jabre - je Doppelgrab -: 870€

b) fiir jedes Jahr der Verlingerung - je Grabstelle -: 15€

5.. Zusstzliche Beisetzung einer Ume in einer Wahlgrab- oder Urnenwahlgrabstitte
gemif § 11 Abs. 5 der Friedhofsordnung:

a) bei einer Beisetzung in einer einstelligen Wahlgrabstéitte bzw. einstelligen Urnen-
wahlgrabstitte eine Gebiihr gemiB Nr. 2a) oder Nr. 4a);

b) bei einer Beisetzung in einer mehrstelligen Wahigrabstétte bzw. mehrstelligen
Urnenwahlgrabstatte zusétzlich zu der Gebiihr nach a) eine Gebithr gemall Nr.
2¢) oder Nr. 4b) fiir die andere(n) Grabstelle(n) zur Anpassung an die neue Ru-
hezeit.

II. Gebiihren fiir die Benutzung der Friedhofskapelle:
- je Bestattungsfall -: 100 €

M. Gebhiihren fiir die Genehmigung der Errichtung oder Anderung von Grabmalen
und fiir die Priifung der Standsicherheit von Grabmalen:
a) fir die Genehmigung zur Errichtung oder Anderung: 50€
b) fiir die laufende Uberprifung der Standsicherheit
wihrend der Dauer des Nutzungsrechts (hierunter fallen -
nicht liegende Grabmalé): ’ 45€
¢) fiir die laufende Uberpriifiing der Standsicherheit ’
(hierunter fallen nicht liegende Grabmale) bei der Verlidngerung -
von Nutzungsrechten flir jedes Jahr der Verléngerung: 1,50 €

TV. Gébiihren fiir das Abriumen von Grabmalen

Friedhofsgebﬁhrenordnung Scheilerten -2-
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a) Reihen- und Wahlgrab - je Stelle - 150€
b) Doppelgrab 200€
¢) Urnenreihen- und Urnendoppelgrab 100€

§7

Gebiihren fiir zusiitzliche Leistungen

Fir besondere zusiitzliche Leistungen, die im Gebihrentarif nicht vorgesehen sind, setzt der
Kirchenvorstand die zu entrichtende Gebiihr von Fall zu Fall nach dem tatsichlichen Auf-
wand fest.

§8
Inkrafttreten

(1) Diese Friedhofsgebithrenordnung tritt nach ihrer kirchenaufsichtlichen Genehmigung und
der 6ffentlichen Bekanntgabe am 01.04.2005 in Kraft.

(2) Mit Inkrafitreten dieser Friedhofsgebiihrenordnung tritt die bisherige Friedhofsgebiihren-
ordnung auBer Kraft. V

Schellerten, den %522 7
Ev.-luth. Klrchengememde Schellerten
Der Kirchenvorstand:

Vorsn}éende(r)

Die vorstehende Friedhofsgebiihrenordnung wird hiermit gemaB § 66 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6, Abs. 2 und 5 d
Klrchengememdeordnung kirchenaufsichtlich genehmigt

-

Hildesheim, de*x
Ev. -Iuth henkrels Bockenem Hoheneggelsen
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[image: image18.png]L. Nachtag zur Satzung der Gemeinde Sibbesse iiber di¢ Erhebung ven Beitrigen nach
§ 6 des Niedersichsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG)
fiir straflenbauliche MaBnahmen (StraBenausbaubeitragssatzung)

Aufgrund der §§ 6 und 83 der Niederséichsischen Gemeindeordnung (NGO) und § 6 des
Niedersichsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG), alle Gesetze in der zur Zeit
geltenden Fassung, hat der Rat der Gemeinde Sibbesse in seiner Sitzung am 08.03.2005
folgenden L Nachtrag zur Satzung der Gemeinde Sibbesse iber die Erhebung von Beitrigen
nach § 6 des Niedersichsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) fiir straBenbauliche
Mafinahmen (Stralenausbaubeitragssatzung) vom 08.03.2000 beschlossen:

Artikel 1

§ 4 (Vorteilsbemessung) erhilt folgende Fassung:
(1) Der Anteil der Anlieger am Aufwand betrigt

1. bei dffentlichen StraBen, die iberwiegend dem Anliegerverkehr dienen 50 %

2. bei offentlichen Einrichtungen mit starkem innerértlichen Verkehr

a) fiir Fahrbahnen, Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen sowie
Boschungen, Schutz- und Stiitzmauern, Busbuchten und Bushaltestellen
Auch innerhalb von Parkstreifen und Radwegen sowie Ersatzleistungen
wegen Verdnderungen des Strafenniveaus 40 %

b) fir Randsteine und Schrammborde, Gehwege sowie Griinanlagen als
Bestandteil der 6ffentlichen Einrichtung 45 %

¢) fiir Beleuchtungseinrichtungen, fiir Rinnen und andere Einrichtungen der
Oberflichenentwisserung sowie fiir Rad- und Gehwege in kombinierter Form 45%

d) fiir Parkflichen (auch Standspuren) mit Ausnahme der Busbuchten und
Bushaltestellen 45 %

3. bei 6ffentlichen Einrichtungen, die iiberwiegend dem Durchgangsverkehr dienen,

a) fiir Fahrbahnen, Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen, Béschungen,

Schutz- und Stiitzmauern, Busbuchten und Bushaltestellen auch innerhalb

Parkstreifen und Radwege sowie Ersatzleistungen wegen Veriinderung

des Stralenniveaus 25%

b) fiir Randsteine und Schrammborde, Gehwege sowie Griinanlagen als
Bestandteil der &ffentlichen Einrichtung 40 %

c) fiir Beleuchtungseinrichtungen, fiir Rinnen und andere Einrichtungen der
Oberflichenentwisserung sowie fiir Rad- und Gehwege in kombinierter Form 40 %

d) fiir Parkfléichen (auch Standspuren) mit Ausnahme der Busbuchten und
Bushaltestellen 40 %




[image: image19.png]4. bei Gemeindestralen im Sinne von § 47 Nr. 3 NStrG 50 %

5. bei Fullgingerzonen 50 %

(2) Den iibrigen Anteil am Aufwand trigt die Gemeinde.

(3) Zuschiisse Dritter sind, soweit der Zuschussgeber nichts anderes bestimmt hat, zunichst
zur Deckung des Anteils der Gemeinde Sibbesse zu verwenden.

(4) Die Gemeinde Sibbesse kann im Einzelfall durch erginzende Satzung von den Anteilen
nach Abs. 1 abweichen, wenn wichtige Griinde fiir eine andere Vorteilsbemessung
sprechen.

Artikel IT

Dieser I. Nachtrag tritt am 01. Mai 2005 in Kraft.

Sibbesse, den 08. Mirz 2005

Gemeinde Sibbesse

gez. Dr. Dehne gez. Schneider
Biirgermeister Gemeindedirektor




[image: image20.png]4, Anderung der Satzung fiber die (bertragung
der Abwasserbeseitigungspflicht auf Nutzungsberechtigte
einzelner Grundstiicke im Stadtgebiet der Stadt Hildesheim

,-Aufgrund ;d £ sischen. Gemeindeordnung (NGO)..in. der.

gt uar 2004 (Nds: GVBI: S 63) in Verbmdung L
mit § 149 des Nie i WG) in-der Neubekanntmachung vori
17 Juni 2004 (Nds GVBL-S: A7) hat der-Rat der Stadt Hildesheim in ‘seiner Sitzung am

24 .02 tvcs folgende ‘4. ‘Anderung‘der Satzung Uber die Uberragung -der
Abwasserbeseitigungspflicht auf Nutzungsberechtigte einzelner Grundsticke im Stadtgebiet
der Stadt Hildesheim vom 10. November 1997 beschlossen:

Artikel 1

§1 wxrd wie folg gean

4(1) Im Anschluss an die orte ,Sorsumer Hauptstrale 150 “ werden d|e Worte :
Sorsumer Hauptstrae 151* und ein Komma eingefligt:

(2) Die Worte ,Gronauer Stieg 1* und das anschlieBende Komma werden gestrichen

Artikel 2

trale 149) wird das Wort Grundwasser”

(2) In der zwoiften Zeile (Gronauer Stieg 1 (Escherberg)) werden die Worte ,Gronauer
Stieg 1 (Escherberg)” durch die Worte ,Sorsumer Hauptstrae 151“ ersetzt

Artikel 3

Diese Satzung

sffentlichung im - Amtsblatt for den
i Landkrels Hildeshsi s i

Ob 57 adtdlrektor

erbiirgermeister .

uletzt gedndert durch das-Gesetz: uber”
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Der Biirgermeister Sohlde, den 10.03.2005

Bekanntmachung
INKRAFTTRETEN

der 20. Anderung des Flichennutzungsplanes der Gemeinde Séhlde

Die vom Rat der Gemeinde Sohlde in seiner Sitzung am 15.11.2004 gem. § 10 Baugesetzbuch (BauGB) vom
27.08.1997 (BGBL. I S. 2141, 1998 I S. 137), zuletzt gedndert durch Art. 1 des Gesetzes vom 24.06.2004 (BGBI. 1
S. 1359), sowie § 40 Nds. Gemeindeordnung (NGO) vom 22.08.1996 (Nds. GVBL. S. 382), zuletzt gefindert
durch. Gesetz vom 19.02.2004 (Nds. GVBL. S. 63), beschlossene 20. Anderung des Flichennutzungsplanes ein-
schlieBlich Erlauterungsbericht wurde vom Landkreis Hildesheim mit Verfiigung vom 04.03.2005 genehmigt.

Die 20. Anderung des Flichennutzungsplanes bezieht Grundstiicksflachen siidlich der StraBe ,,An der Bundes-
straBe” in der Ortschaft Feldbergen ein. Der Geltungsbereich der Flachennutzungsplananderung ist in der nach-
stehenden Lageskizze durch schwarze Umgrenzung gekennzeichnet.

Mit der Bekannimachung wird die 20. Anderung des Flichennutzungsplanes rechtswirksam.

Die 20. Anderung des Flichennutzungsplanes einschlieflich Erlduterungsbericht kann im Bauamt des Rathauses
der Gemeinde Sohlde, Biirgermeister-Burgdorf-Strafle 8, wahrend der Sprechzeiten der Verwaltung am
Montag von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr sowie von 14.00 Uhr bis 17.30 Uhr, am Dienstag sowie Donnerstag und
Freitag von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr von jedermann eingesehen werden. Uber den Inhalt der 20. Anderung des
Flichenmutzungsplanes kann Auskunft verlangt werden.

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB vom 27.08.1997 (BGBL I S. 2141, 1998 1 S. 137),
zuletzt gedndert durch Art. 1 des Gesetzes vom 24.06.2004 (BGBI. I 8. 1359) tiber die Entschiidigung von durch
den Bebauungsplan eintretenden Vermdgensnachteilen sowie Giber die Falligkeit und das Erloschen von Entsché-
digungsanspriichen nach §§ 39-42 BauGB wird hingewiesen. Gemil § 44 Abs. 4 BauGB erlischt ein Entschédi-
gungsanspruch, wenn nicht inner-
halb von drei Jahren nach Ablauf
des Kalenderjahres, in dem die in
Absatz 3 Satz 1 bezeichneten Ver-
mdgensnachteile eingetreten sind,
die Falligkeit des Anspruchs herbei-
gefithrt wird.

Unbeachtlich werden 1. eine nach
§214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 be-
achtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Form-
vorschriften, 2. eine unter Beriick-
sichtigung des § 214 Abs. 2 beacht-
liche Verletzung der Vorschriften
iiber das Verhdltnis des Beabau-
ungsplanes und des Flichennut-
zungsplanes und 3. nach §214
Abs. 3 Satz2 beachtliche Mingel
des Abwigungsvorganges, wenn sie
nicht innerhalb von 2 Jahren seit
Bekanntmachung des Bebauungs-
planes schrifflich gegeniiber der
Gemeinde Séhlde unter Darlegung
des die Verletzung begriindenden
Sachverhaltes geltend gemacht wor-
den sind.

gez.

Bender
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Der Biirgermeister Séhlde, den 10.03.2005
Bekanntmachung
INKRAFTTRETEN

des Bebauungsplanes Nr. 2 ,,An der Bahn®, Ortschaft Feldbergen, Gemeinde S6hide

Der Rat der Gemeinde Sohide hat in seiner Sitzung am 15.11.2004 gem. § 10 Baugesetzbuch (BauGB) vom
27.08.1997 (BGBL. 1 S. 2141, 1998 1 S. 137), zuletzt gedndert durch Art. 1 des Gesetzes vom 24.06.2004 (BGBI.
1'S. 1359), sowie § 40 Nds. Gemeindeordnung (NGO) vom 22.08.1996 (Nds. GVBL. S. 382), zuletzt gesndert
durch Gesetz vom 19.02.2004 (Nds. GVBIL. 8. 63), den Bebauungsplan Nr. 2 ,,An der Bahn®, Ortschaft Feldber-
gen, als Satzung sowie die Begriindung beschlossen.

Der Bebauungsplan Nr. 2 bezieht Grundstiicksflichen siidlich der StraBe ,,An der BundesstraBe in der Ortschaft
Feldbergen ein. Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 2 ist in der nebenstehenden Lageskizze durch
schwarze Umgrenzung gekennzeichnet.

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 2 ,,An der Bahn®, Ortschaft Feldbergen in Kraft.

Der Bebauungsplan Nr. 2 ,,An der Bahn* einschlieBlich der Begriindung kann im Bauamt des Rathauses der Ge-
meinde Séhlde, Birgermeister-Burgdorf-Strafie 8, wihrend der Sprechzeiten der Verwaltung am Montag von
9.00 Uhr bis 12.00 Uhr sowie von 14.00 Uhr bis 17.30 Uhr, am Dienstag sowie Donnerstag und Freitag von
9.00 Uhr bis 12.00 Uhr von jedermann eingesehen werden. Uber den Inhalt des Bebauungsplanes Nr. 2 ein-
schlieBlich der Begriindung kann Auskunft verlangt werden.

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB vom 27.08.1997 (BGBI. I S. 2141, 1998 I S. 137),
zuletzt geéndert durch Art. 1 des Gesetzes vom 24.06.2004 (BGBL. I S. 1359) iiber die Entschidigung von durch
den Bebauungsplan eintretenden Vermdgensnachteilen sowie iiber die Falligkeit und das Erléschen von Ent-
schadigungsanspriichen nach §§ 39-42
BauGB wird hingewiesen. GeméiB § 44
Abs. 4 BauGB erlischt ein Entschidi-
gungsanspruch, wenn nicht innerhalb
von drei Jahren nach Ablauf des Ka-
lenderjahres, in dem die in Absatz 3
Satz 1 Dbezeichneten Vermdgens-
nachteile eingetreten sind, die Fillig-
keit des Anspruchs herbeigefiihrt wird.

Unbeachtlich werden 1. eine nach
§ 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beacht-
liche Verletzung der dort bezeichneten
Verfahrens- und Formvorschriften, 2.
eine unter Berlicksichtigung des § 214
Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vor-
schriften iiber das Verhiltnis des Bea-
bauungsplanes und des Flichennut-
zungsplanes und 3. nach § 214 Abs. 3
Satz 2 beachtliche Mangel des Abwi-
gungsvorganges, wenn sie nicht inner-
halb von 2 Jahren seit Bekanntma-
chung des Bebauungsplanes schriftlich
gegeniiber der Gemeinde Séhide unter
Darlegung des die Verletzung begriin-
denden Sachverhaltes geltend gemacht
worden sind.

gez.
Bender
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zur Anderung der Satzung
iiber die Freiwillige Feuerwehr der Samtgemeinde Sibbesse

Auf Grund der §§ 6, 29 der Niedersichsischen Gemeindeordnung (NGO) i.d.F. vom
22.08.1996 (Nds.GVBL.S.382) und der § 11 des Niedersichsischen Brandschutzgesetzes
(NBrandSchG) vom 08.03.1978 (Nds. GVBL. S. 233), jeweils in der derzeitig geltenden
Fassung, hat der Rat der Samtgemeinde Sibbesse in seiner Sitzung am 10. Mérz 2005
folgende 1. Satzung zur Anderung der Satzung iiber die Freiwillige Feuerwehr der
Samtgemeinde Sibbesse vom 15.05.1995 beschlossen:

Artikel I
Folgender § 11 a wird in die Satzung eingefligt:
§11a
Mitglieder der Kinderabteilung (Kinderfeuerwehr)

(1) Ortsfeverwehren mit einer Jugendabteilung kénnen eine Kinderabteilung (Kinder-
feuerwehr) einrichten.

(2) Die Kinderfener ist eine selbstindige Abteilung der Ortsfeuerwehr. Diese Abeilung ist
von der Ortsfeuerwehr auszustatten und zu unterhalten. Mitglieder dieser Kinderfeuer-
wehr kénnen Kinder aus der Samtgemeinde Sibbesse ab dem 6. Lebensjahr sein.

(3) Die Leitung der Kinderfeuerwehr erfolgt durch ein geeignetes aktives F euerwehrmitglied,
das nicht gleichzeitig Jugendfeuerwehrwartin oder Jugendfeuerwehrwart sein soll.

Artikel I1
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veréffentlichung in Kraft.
Sibbesse, den 10. Mirz 2005

Samtgemeinde Sibbesse

gez. Schneider
Samtgemeindebiirgermeister
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GemiB § 13 der Satzung iiber die Freiwillige Feuerwehr der Samtgemeinde Sibbesse vom
15.05.1995 in der zur Zeit geltenden Fassung werden nachstehende Grundsitze erlassen:

§ 1 Organisation

Kinderfeuerwehren sind Bestandteil der Freiwilligen Feuerwehr der Samtgemeinde Sibbesse

in den jeweiligen Ortsfeuerwehren. Sie unterstehen der Aufsicht der Gemeindebrandmeisterin
/ des Gemeindebrandmeisters.

§ 2 Aufgaben und Ziele

(1) Aufgaben und Ziele der Kinderfeuerwehr sind insbesondere
o spielerische Vorbereitung auf den Dienst in der J ugendfeuerwehr
o Erzichung der Mitglieder zur Néchstenhilfe

Zur Erfilllung der vorgenannten Aufgaben und Ziele gehdren insbesondere folgende

Aktivitéten:

o Spiel und Sport

o Basteln

o Informationsveranstaltungen (z.B. Besuch von Feuerwehren, Feuerwehrmuseen u.a.
6tfentliche Einrichtungen mit kulturellen Charakter

o Brandschutzerziechung

o Verkehrserziehung.

Im Rahmen der Arbeit der Kinderfeuerwehr diirfen nicht durchgefiihrt werden:

o Handlungen, bei denen Kinder durch gesundheitsgefihrdende Einfliisse gefihrdet
werden kdnnen.

© Ausbildung an und mit Fahrzeugen und Geriten der Feuerwehr.

(2) Bei der Arbeit in der Kinderfeuerwehr ist die Leistungsfahigkeit der einzelnen Kinder zu
beriicksichtigen. Auf die Einhaltung der einschldgigen Unfallverhiitungsvorschriften ist
besonders zu achten.

() Fir die Ausstattung und Unterhaltung der Kinderfeuerwehr ist die jeweilige Orts-
feuerwehr zustéindig.

(4) Die Kinderfeuerwehr muss ihren Dienst getrennt vom Dienst der Jugendfeuerwehr
durchfiihren.
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§ 3 Mitgliedschaft

In der Kinderfeuerwehr kénnen Kinder aus der Samtgemeinde Sibbesse, die das 6.
Lebensjahr vollendet haben, nach schriftlichem Antrag der Erziehungsberechtigten
aufgenommen werden. Die Entscheidung iiber die Aufnahme trifft das Ortskommando.

Die Mitgliedschaft in der Kinderfeuerwehr endet

o durch Ubernahme in die J ugendfeuerwehr ab dem 10. Lebensjahr
o mit Vollendung des 12. Lebensjahres

o durch Austritt

o durch Aufgabe des Wohnsitzes in der Samtgemeinde Sibbesse

o durch Ausschluss

o durch Auflgsung der Kinderfeuerwehr

§ 4 Rechte und Pflichten

Jedes Mitglied der Kinderfeuerwehr hat das Recht
© bei der Gestaltung der Jugendarbeit mitzuwirken
© in eigener Sache gehért zu werden,

Jedes Mitglied iibernimmt freiwillig die Verpflichtung

© an Dienststunden und Veranstaltungen regelméBig, piinktlich und aktiv teilzunehmen.
o die im Rahmen dieser Grundsitze gegebenen Anordnungen zu befol gen,

o die Kameradschaft und Freundschaft zu pflegen und zu férdern.

§ 5 Leitung der Kinderabteilung (Kinderfeuerwehr)

Der Ortsbrandmeister / Die Ortshrandmeisterin beaufiragt nach Anhérung des Orts-
kommandos ein Feuerwehrmitglied mit der Leitung der Kinderfeuerwehr. Das Feuer-
wehrmitglied muss persénlich und fachlich fiir die Arbeit mit Kindern geeignet sein und
sollte tiber eine Ausbildung als J ugendgruppenleiterin / J ugendgruppenleiter verfiigen.

(2) Die Aufgabe sollte nicht durch die Jugendfeuerwehrwartin / den Jugendfeuerwehrwart

iibernommen werden,

(3) Das mit der Leitung der Kinderfeuerwehr beaufiragte Feuerwehrmitglied ist nach

MaBgabe dieser Grundsitze insbesondere Zusténdig fiir

© Aufstellung eines Dienstplanes

© Planung und Durchfithrung der Veranstaltungen

o Erledigung der laufenden Verwaltungsarbeiten

© Zusammenarbeit mit dem Ortsbrandmeister und dem Ortskommando.

(4) Das mit der Leitung der Kinderfeuerwehr beauftragte Feuerwehrmitglied ist Mitglied des

Ortskommandos mit Stimmrecht.
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[image: image26.png]§6 Sprecherin / Sprecher der Kinderfeuerwehr
Die Mitglieder der Kinderfeuerwehr kénnen aus ihrer Mitte fiir die Dauer eines Jahres eine
Sprecherin oder einen Sprecher wihlen, deren / dessen Aufgabe ist, die Belange der
Mitglieder gegentiber der Leitung der Kinderfeuerwehr zu vertreten.
§7 Kleiderordnung
Eine Kleiderordnung besteht nicht. Die Dienstkleidung der Mitglieder der Jugendfeuerwehr /
der Freiwilligen Feuerwehr darf nicht getragen werden.
§ 8 Dienstzeiten

Eine Mitgliedschaft in der Kinderfeuerwehr zshlt nicht als Dienstzeit im Sinne des Nieder-
séchsischen Brandschutzgesetzes.

Sibbesse, den 10. Mirz 2005
Samtgemeinde Sibbesse

gez. Schneider
Samtgemeindebiirgermeister
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des Landkreises Hildesheim fiir das Haushaltsjahr 2005

Aufgrund des § 65 der Niedersdchsischen Landkreisordnung in Verbindung mit den §§ 84 ff der Niedersichsischen
Gemeindeordnung hat der Kreistag in seiner Sitzung am 20.12.2004 folgende Haushaltssatzung fiir das Haushaltsjahr
2005 beschlossen:

§1
Der Haushaltsplan fiir das Haushaltsjahr 2005 wird

im Verwaltungshaushalt

in der Einnahme auf 247.629.400 €

in der Ausgabe auf 336.002.600 €
im Vermégenshaushalt

in der Einnahme auf 21.405.400 €

in der Ausgabe auf 21.405.400 €

festgesetzt.

Der Wirtschaftsplan des Kreiskrankenhauses Diek-
holzen fiir das Haushaltsjahr 2005 wird im Erfolgs-
plan mit

Ertragen in Hohe von 9.407.000 €

Aufwendungen in Héhe von 9.407.000 €
im Vermdgensplan mit

Einnahmen in Hohe von 320.000 €

Ausgaben in Hohe von 320.000 €

festgesetzt.

Der Wirtschaftsplan der Kreisvolkshochschule
Hildesheim fiir das Haushaltsjahr 2005 wird im
Erfolgsplan mit

Ertrégen in Hohe von 1.653.100 €

Aufwendungen in Hohe von 1.653.100 €
im Vermdgensplan mit

Einnahmen in HGhe von 16.900 €

Ausgaben in Héhe von 16.900 €

festgesetzt.
§2

Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme im
Haushaltsjahr 2005 zur Finanzierung von Investiti-
onen und Investitionsforderungsmafinahmen im
Vermoégenshaushalt erforderlich ist, wird auf
4.377.300 € festgesetzt.

Nachrichtlich:
Fiir Umschuldungen sind 0 € vorgesehen.

In den Vermdgenspldnen des Kreiskrankenhauses
Diekholzen sowie der Kreisvolkshochschule Hil-
desheim werden Kredite nicht veranschlagt.

§3

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungserméchti-
gungen wird auf 1.061.700 € festgesetzt.

In den Vermdgenspldnen des Kreiskrankenhau-
ses Diekholzen sowie der Kreisvolkshochschule
Hildesheim werden Verpflichtungserméchtigun-
gen nicht veranschiagt.

§4

Der Hochstbetrag der Kassenkredite, die im
Haushaltsjahr 2005 zur rechizeitigen Leistung
von Ausgaben in Anspruch genommen werden
diirfen, wird auf 112.500.000 € festgesetzt.

Der Hochstbetrag der Kassenkredite, die im
Haushaltsjahr 2005 zur rechtzeitigen Leistung
von Ausgaben durch die jeweiligen Sonderkassen
in Anspruch genommen werden diirfen, wird fir

« das Kreiskrankenhaus Diekholzen auf
1.300.000 €

«die Kreisvolkshochschuie Hildesheim auf
" -275.500 €

festgesetzt.

§5
Die Hebesétze fiir die Kreisumlage werden fiir das
Haushaltsjahr 2005 auf 51,0 v.H. der Umlage-

grundlagen nach dem Niedersdchsischen Finanz-
ausgleichsgesetz (NFAG) festgesetzt.

Hildesheim, 23.12.2004

Lan; is Hildesheim

Baule
Landrétin
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Bekanntmachung der Haushaltssatzung

Die vorstehende Haushaltssatzung des Landkreises Hildesheim für das Haushaltsjahr 2005 wird hiermit öffentlich bekanntgemacht.

Die nach § 65 Nieders. Landkreisordnung (NLO) in Verbindung mit §§ 91 Abs. 4, 92 Abs. 2, 94 Abs. 2 Nieders. Gemeindeordnung (NGO) sowie nach § 15 Abs. 6 des Nieders. Gesetzes über den Finanzausgleich erforderliche Genehmigung wurde durch das Nieders. Ministerium für Inneres und Sport am 14.03.2005 unter dem Az. 33.4-10302 E 13 (05) erteilt.

Der Haushaltsplan liegt gemäß § 65 NLO in Verbindung mit § 86 Abs. 2 NGO vom 17.03.2005 bis 29.03.2005 zur Einsichtnahme im Kreishaus - Zimmer 322 -, Bischof-Janssen-Straße 31, 31134 Hildesheim, während der Dienststunden öffentlich aus.

Hildesheim, 16.03.2005

Landkreis Hildesheim

Die Landrätin
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